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Zusamncnfagsend fordert die lG BAU:

Landrvlrtchaft
r cleutliche Aussagen zur Förderung der Be-

schäfiigung im ländlichen Raum,
r eine breite UnterstüEung für das Vorhaben

der Kommission, Ausgsben für Ausgfeictrs.
zahlungen augunstEn von Direklzahlungen zu
mindern,

r einE Bindung der Direktzahlungen an die
reals B€schäftigtenzahl, um einen wirksam€n
Beitrag zur Veningenrng der Arbeitslosigkeit
im fändlichen Raum zu leisten,

r clie Einführung einer verbindlicl.ren Vomlhe-
standsregelung für landwirtschaftlich Be-
schäftigte,

r keine behieblichen FördErobergrenz€n,
. eine völlige Streichung der Expofisubventio-

nen,
r mehr Maßgaban der Kommission in den Be-

reichen Umvrellsclrub und Multifunktionalität
der Landrirtschafl,

. eine Üborarbeitung der Finaruplanungen der
Komrnission in Bezug auf die Anforderungen
anläßlioh der geplanten Erweiterung der Uni-
on, da diese unzureichend sind,

. rnehr Mittel für die Strukturpoliti(

. mehr Aussagen zur Verbesserung des Tier-
schutses, utr Kisen wie BSE und Scfrweine-
pest künftig zu verhindern.

$bukUrpoliük

r mehr aktive Steuerungsinstrumente zur öko-
lqisierung der WirtEdraft,

r die lntegration der Europäischen Eeschäfti-
gungsstrategie in alle Strukturfoncts,

r eingn InterEssenausgleich der Regionen,
r die Enreiterung cler Inclikator€n für ländliche

Problemgebiete.
. eine stärker €n der Stacltentwicklung ausge-

ridrtete Fcirderung,
' mehr investive und infrastrukturelle Anreize.

+49 69 957J i  509

Industriegewerkschaft S
Bauen-Agrar-Umwelt SIP

"Agenda 2000'n
$telf ungnahme zur Mitteilung der EU-Kommission vom 18. März l gg8

die Festlegung verbindlicher Mindeatsätze für
innovative Moclelle der präventiven Arbeits-
marktpslitik,
ausreic,hende tedrnische Hilfe für die Begleit-
ausscfrüsse.

Ostetweltorung
Rahmanbedingungen, damit diE nationalen
Märkte sich schrittweise auf die neuen Unter-
nehmen einstellen können (vor allem die
Durchsetzung hoher soziater Mindestgt€n-
dardg, diE Anwendung der Standards des
Procluktions- bzw. Bescträftigungsorles bei
grenzüberschreitenden Wanderarbeiten und
Entsendungon. die Sictrerung der Tarifauto-
nomae und den Erhalt heimischer Arbeitsver-
hältnisse) - dazu liegt dleger Poeition ein
untfasesnder Vortchlag bei,
eino ausreichEnde Auestattung der Eeitritts-
fonds auf Grundlage der sozialen und öko-
nomischen Entwicklungen der jeweiligen Bei-
trittsländer,
sine Präzisierung cter Modalitäten der Über-
gengsz€iten.

die Einrichtung eines institutionellen Konsul-
tationsrahmens unter Einbeziehung der Sozi-
alpartner,
eine Enreiterung der Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Umweltverschmutzung auf be-
etehende Anfagen.

Finanrtahman
o eine Untersuchung der Auswirkr.rngen der

Agenda 2000 auf die Einlqommen und die so-
zialen Lebensverhältrrisse der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer als Grundlage für
die weitere finanzielle Planung,

o eine Überpri.rfung der Annahmen, die der
finanziellen Planung zugrunde liegen.

Reüotm der Institutionen
Stärkung der Rectrte des Europäischen Far-
laments.
Beteifigung der Sozialpartnar in allen sie be-
treffenden BereichBn.

s 0ül
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Die Kornrnissionverloilpt in der "Agenda 2000'
mit dcr lUnfiigar Gerneiusaeu Ag'arpolitik
(GAP) oine Reihe politischer Ziele: Stärkrurg dcr
Wettbeweösftihigkeit der Lmdwinschaft sowohl
auf denr Binncrrmstt wie auf deo Weluürktcn,
Gewahrleisnrng der Lebeosittelsicherhsit und
-qualität für die Verbraucher, Sicherung eines
angeüessenen Lcbensstandards für die in der
Lsndn'i(schaft täigen Personen und Förderung
der Stabilita der lanörirtschafrlichcn Einkom-
men, Einbeziehrng von Unweluieleo in die
GAP, Förderung einer nacbhaltigen Landwirt-
schaft und erneuerbarer Energioquelleq Schaf-
fimg atterndiver Einkomme,nsnöglichkeiten und
vereinfachuag der Rechtsvorschriftea.

Wir bedaucrn, daß dle Kommieeion uei ent-
scheldende Aapekte nicht anrähnt:

r Fördenmg dcr Ladoutarug unter Beachtung
dcr rcgionalen Bcsonderüeiteq

r Ftlrderuag rurd llbcnwachung der Beschäfü-
gmgslage in dcr Lardwirtschaft, in dor vor-
urd uachgehgerten Sektorcn und im ltudli-
cheoRarun.

Die lG EAU fordcrt eine Ausichtung der
Kommissionspolltik für die Schaftrng von
Aöeltrplützen dsrch die Förderung von quali-
fizierten Aüoltelcllften eorrohl in der Land-
wlrtschtft ela auch in den der Landwirtechaft
vor- und nachgelegerten Bsreicheo.

Darübs hiuaus wird die Lsrdwinschaft weiterhin
als Motor der ländlichen Wirtscbsft firngiercn.
Unsser Ansicht nach wird die Landwirtschaft so
dazu boitragen, die hindlichc Erweösbevälkenrng
im kornmendeil Jahrzehnt zu stabilisieren.

Die Einftilwng einer individuelleo Obergrenze
fftr direhe Einkonmenszahlungcn wiirde an einer
förderpolitisclrca Bcnachteiligrmg größercr lurd-
wirtschafilicher Betiebe führeo. Um den sich da-
raus eryebarden Konscqutnzcn entgegenzulvir-
ken, waren die Bctricbc geayungpn, formaljui-
stiscüe und winscfraftliü unsinnigc Beriebs-
strulcnnemscheidnugen an trsffen. Die Förderpe.
litik rnrrß deshalb dardufausgerichtet SCiq unter-
schiedlichstcn Betiebsstnrlrturen und Betriebs-
größen wirtschaftliches und wcttbowerbsftihiges
Entseheidm rmd Haudeln ar ermöglicheo.

Die lG BAU lchnt tloehalb die Einfoh"rung yon
beüiebf lchen Förderobergrenzen eb.

Landwirtschaftlicher Teil

Die IG BAU ist sich bcwußt, daß die Sitrntiou ia
dctt Mttel- und Osteruopäischeu Lhdüm
(MOEL) anders ist. Die Fragen nach dor Sozial-
verträglichkot der nüigen Modernisienug in
drescn L&dEm ist frr uns vonangig.

Bei der Reforn der GAP mu$ an der Vision einer
miltifiytktionalerr Ladwirtschaft fcstg€üslten
wcrdcn. In Europa hat die Landwirtschaft nicht
ur die Aufgabc, gcsudo md qualimiv hocüwer-
tige Produkte für die Ernillmug und mdcre
Zwecke ar eraeuge.B! sondeta sie spiclt eine we-
sentliche Rolle bci dcr Lanüutzrmg usd Raum-
ordnmg. Dies ist eine CrnrndvorursseEung fllr
die Wirtschaffsentwickhrng; drc Gestaltung des
leudlichcn Lebcns und die Erhaltung des Narurer-
bes und der Landschaft.

Aber heuts stellt sich die GAP vor allem als einc
Politik ar Steu€tuog der Agrs- rmd Leberrsmit-
telmädste dar. Dies ist aicht ausreichend und mr$
daher ""q die agraßozialo Star,rrng ergänzt wer-
den.

1.1 Getrelde
Die Komsrission schtägt vor, dcn Interventioos-
preis für ffiFid€ in ainem einzigen Schritt (im
Jaht 2000) um 207o auf 95,35 ECU/I an ssnk6.
Diese Preissemkug soll dnrch eine nicht erzeug-
nisg*utdcnc flächcnbezßtge$e Ausgleicüszah-
lung von 66 ECU/I (teilweise) ausgcglichcn wer-
deir-

Dle lG BAU lehnt flächenberogene Aue.
gleichszahlungen sb.

Dle lG BAU rchlägt im Gegcntoll cinc .n den
Faktor Arbelt gebundcnc Arsgleichszahlung
yo6 um das zentrala Politikfield dor Union '
die Bshämpfung der A6ritslocigkeit - auch In
den lhdlichen Rllunrn unEuseEon.

Nach Auffassung d€r lG BAU sollte die Ocmein-
sanc Mahordnung (GMO) fllr Cetreide im Jahr
2006 EU-Ausfirhren auf die istemationslen
Märkte untcr Wegfall der Eistunngspruis g,e-
statte,n sowie die Fläclrfi stiilcgrsg vtrmeidca.

Dle lG BAU fordert dic Kommlesfon euf, oin
tpezifisches Programm für nachwachsende
Rghetoffe vozulegen (unter Berücksichtigung
einer vcrüindcrtm Fkicheostillegung) und vor-
sterkt die Biomasse für die Encqgiegcwinnung zu
nutzcn, rm dasrit zur Sichctung von ArbEitsplAt-
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vertieft wiirde. Nach Auffsssürg dcr IG BAU ist
es rmverzishtbor. daß die Kommission eine Ana-
lysc der Auswirhrnge,o. einer Senlcung der Gctrci-
depreise auf Rind- rmd Schatncisch vornimmt.

1.3.1 Reglonate Btsonderlreiten

Nach Ansidrt dcr tG BAU muß die känftige Re-
fornr der GMO frr Rindfleiscü unter Berttcksich-
tigung der regionalen Besondcrheit€n crfolgen.

In einigen doutschetr Regionen wird eine cxtcnsi-
ve,re Rinderbdtung beüiebcn, insbcsondere i!
Regioneu mit Muttckuhhaltung. Nrm wird im
FalI einer Proissenkung die Anhebung dcr Aus-
glcichszalrlrmgen aber in erster Linic dic einmali-
ge Zahlrmg ftir mblicltc Rinder beteffen, dic
vorwiegurd dic Erzouger mit intensiverer Rindsr-
haltuog bcgünstigt. Die Preisscnhng wtitdc folg-
lich in voller Härtc dio untcrgcwichtigen Tiere aus
der Mutterkuhhalnmg sowie weibliche Zucht- und
Schlachtkiilber treffen-

Dic IG BAU wiederholt ihre Fordenrng nach
cincr Bindrng von Ausglcichszahlugcn an die
Zahl der Beschäftigtar urrd fordert die Komrnis-
sioa au{, die Auswirh:ngea einer solcbcn Ziel-
ric,lttung ar uutersuchen.

1.'l ffiilcn
Die Kommissior! scileg vor, die Quoteoregelung
bis 2005 zu verlängern. Sie schlrigt elnc'Flcxi-
bilisienrng' in der gemeinsanrcn Marktorgmisati-
on vor. Sie empüphlt, den in*inrrionellca Prois
ftr Milch währe,nd des Bezugszciururns um 10 %
an kürzea und als Ausglciolt filr die Prcissenhmg
eine neue Jahreszahlung für Milchkübe iß Höhc
von 145 ECU/Tier eiranführen (die an der im
Rbderse,ktor gemährtcn Beihilfe vou 70 ECU je
Mlchkuh hinzuk&ne).

Der Vorschlag erlaubt wedcr cinc klre Aussage
in bezrU auf die Zuhun dcs Milchquote,nsysteats
noch eine cchtg, auf Daner angelegte Offtrung
arm Wehmdt uoch einc Rücksichahme auf
die be,nachteiligtcn Gcbiete.

Der Vorgchleg läßt die eurcpälgchen lend-
wirtachafüichen Arboltnehmerinnen und Ar-
beltnehmer in Ungewißheit, löet dte Schwie-
rlEkeiten des Sektors nlcht wirtlich und stellt
euch kcin deutliches Slgnal für die filOEL In
bezug auf dlc Umrigss der GllO dar, dle ein-
maf tür sie gCten wird,

1.5 WTo.\rerftandlungen

Eines der Ziele der Kommissionsvorschlige bc-
sieht düin, dic Zwhge des GATT, deneo die EU

zrlrt im ftudlichen Rmrn rmd zru Venninderung
des COz-Ausstoßes beizunagen.

1.2 Ölsaaten und Eiwei8pflfnzen

Die Einfühnrog cincr nicbt erzeqgnisgebundenen
fllchcnbczogmen Beihilfe von 66 ECU/I fflhfi
ar Kiirzrmg der Beihilfar Qtr Ölsaaten und Ei-
weißpflanzcn.

Wenn die Kommlrslon diesen Vortschlag
durchscüen will, muß sie gleichzeltlg auf
öfirrung der im Blair-house-Abkomrnen fest-
gelogten Obergrerrzen drängen, Ein verstärlt-
tsr öcaatenanbau ist zudsm nur im Rahmen
eines Gegilnttonzept$ zur energetlschen
oder industriellen Nutzung yon Nachwach-
senden Rohgtofien einnvoll und wird In dleser
Form vort der lG BAU untersttltzt

{,3 Rindfleisch

Dic Kommission schla6 vor, dic Muktpreise
zwiscüGn dsr Jahrar 2000 und 2002 schrittweise
nm 30 o/o utf cio "effektives Stützniveau" von
1.950 ECU/I zu seuken. Als Ausgloioh hierfiu
würden die je{uliüenZahlunge,n pro Tier schritt-
weise crhoht (arf 245 ECU für Mutte*ühc, 368
ECU für Stiere 232 ECv fitr Bullat rmd Einfrh-
rung einer Frtimie in Höh€ von 70 ECU fül
Milchkühe).

Wie die Kommission in ihrcm Bericht UGAP

2000" selbst feststellt wlltde in diescm Fall der
heis fftl europäisches Rindfleisch (1.950 ECU/I)
unterlralb des ftir das Jahr 2000 gcsch&ten Prei-
ses für merikanisclrcs Rindfleisch (2.125 ECU/I)
liegen. Allerdings läge er über dem erwstcton
Preis filr australisches Rindflcisch (1.738 ECU/t)
und erst recht über dom argeotinischea Rind-
fleischpreis.

Nscb Ansicht der IG BAU sollto die Union den
Binnc,nmarkt in beary auf das Angebot und die
Preise subilisieaen und die Prodnktion für ihre
taditioncllcn Ausfirbruärkte sicherzustellen- Die
damit verüundene Prodttktionsmengengestaltrrng
bietet aber auch dic Chauce, die Qualität sowohl
dcs Produkts wie auch dcr Proürktionsverfahm
an vcrbessem- Quelitaüv hochwertige hodukte,
für die Ausfthr- ebenso wie für dre Binncomtirk-
te, sichenr so Arbeitspleze in der Produktion und
Veredlungswirtschaft.

Nacl Meinung dcr IG BAU ist cine Senlomg der
institutionellcn keise erforderlich, wn die Kluft
"Wcttbowerbheis" zwischor roten und weißen
Floisch (Geflüeel" Schweineflsisch) ar überbrük-
keo, die durch sinc Senkung der Geüeidcgreise
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unterliegt, abzumilden und dic kommenden
TirTO-Verhandlungen vorzubereiten.

Oie lG BAU fordert von der Unlon, bci den
anstchenden WTo-Verhandlungen nicht auf
lhre Geeundhcits. und Qualltätsslandards zu
verzichten.

Dio IO BAU erinnert dara4 .ltß Thcmen wie die
Etikcttierung von Futtannitteln, geoetisch modi{i-
zierte Oryurismc& Hormone usw. bci dcrr kom-
mcuden inte,rsatiouale,o Verhsrdlungen verüm-
delt werden solleo.

Nach Ansicht der IC BAU muß sich die EU snf
internationaler Ebeue für die Ancrkeirnmg ihra
Gesrmdheits- und Lebmsmifiehormcn stck ma-
chea.

Die lG BAU teilt die Aufrasaung <ler Kommic-
sion, daB dle Notwendigkeit belteht, weltweit
Umwelt- und Sozialstandards elnzufllhren und
den Belangen der Verbrrrscher stär*er Rech-
nung zu tragen.

Dle lG tsAU lehnt die Beschränkung dor euro.
päiechen Beschäftigungeetrrtegie suf das
neue Zel 3 und den europäischen Sozlel-
fonds (ESFI ab, Wr lordern eine ve6indliche
Verantwortung für eine erfolgrelche Beschäf.
tigungspofitik in allen Fonds.

2.2 S6rkung der Region.lpolitik
Die IG BAU unterstütrt die Kommissioq die
Stukturhilfen urf die am Eeisten ftirderHürfti-
gen Cebicte an bqrcazea. Wir wisseo, daß öes
in Deurcblsnd ztr eincr Re&Eienrag der regio-
ualeu Fördergcbictc fiihreo wird.

Es bcsrsht dabei die Gefahr, daß die notwendige
Neugestaltung der Rogionalpolitik blockiert rmd
durch blo8es Besitzstandsdenken ersetrt wird.
Dic IG BAU envatet deshalb voa der Kommis-
sion die Durchseaung eines Intcresseuausgteichs
zwisches den Rogionen (in Deotschlasd d€fl
Bmdosländern), urn die regioaalpolitischen Stär-
ka der Regionen cf[cktiv rutzea zu ktinnen. Die
langfristigcn Übergangsregehrngen ftr ausschei-
dendc Gebiete rmd die Einftihrung eiaes
"Sicherheitsnetzes" bieteo hinreicheode Voraus-
setanngcn dafih, drß schädliche Br{ichc in dsr
Rcgionalflirdenmg ve,rhindert wcrdgn kömen.

Die strulfirrellcrr Anpassungsprozesse in öcn
F<lrderrcgioncn crfordern eile eagc Vcrzahnu4g
dcr Fördcmaßnabmeu. Dcshslb untcrstüä die IG
BAU de.rl Ansstz der Kommission, die Geinsin-
scbaftshilfen ir dil Fördsrregionen in jcweils oin
Progrsnm zusmcnzuftsseo- Dicsc Ziclsaamg
entspricht dor Fordcnrng der lG BAU nach inte-
grierten tcgioualen Eutrvickhmgskonzcpteq irs-
bcsondere einer engen verzahnung von Stru*tur-
tmd Arb€it$Barktpolitik.

2 Für eine neue Strukfurpolitik in der Europäischen Union

Dic Europäsche Unioa steht vor ncuen Heraus-
forde'runge,n. Aufgrnnd dEr Vgrände,nrqgen, die
mit der Wahrungsunion und dcr berrorstcbendeir
Ostenrcitenrng der EU auf dio Arbcimebmerin-
nen und Arbeineünocr in dor EU zukornmen wer-
deq fordert öc IC BAU eine Politik dcs wifi-
schafrlichm rmd sozialen Zusarmcnhalts in Eu-
ropa ein. Eine Lösung dcr Arbeitslosigkeit wird
nur daüs crcicht wcrden, wenn dic Strukturpoli-
tik der Gemeinscüsft dcn veräodcrten Anforde-
nmgeß angepaßt wird. Die Stukturfonds sind
dafflr ein wcscntliches Instumeat

2.1 Die Stutturhllfe konzentriercn
Dic IG BAU unterstützt die Kommission dabei,
die Stnrktruüilfeo auf zwei regionale (Ziel | -
Entwicklung dr Regionen mit Enn*'ickluugs-
r{ickstod; Ziel2 - Umstellung der Gebi*e mit
sta*e,ur strukturellcn Wandel) und ein borizonta-
les äel (Ziel3 - Eürrickhrng da lhrmmrcssour-
cet) zu konzeotriereo und sic zu voreitrfachen.

Die IG BAU untErstützt die Förderung voa Um-
weltschutz md nachhaltiger Ennricklung;

Die lG BAU fordert dle Kommitsion auf, clle
entsg"chenden Förderinctrurnente nicht nur
rfs pa$ive Insklmentt zur Honorierung
ökologischer Ncbenleistungon, sondem als
aktive Steuanrngsins8umante hin zu einer
verctilrtten Ökobgieierung der Landwirt.
scheft eu gestalten.

Der Bezug af die er:ropäische BeschäItigungs-
süntegie untcrrtrsicht die Rolle die dic SkulüE-
politi& atr Stärkrmg vou Innovation, Wettbe-
wabsfähigkeit uod regionale,cr Ausgleich spieten
soll. Die lG BAU vermißt abcr konlrete Rege-
Iunga in den Verordnungsvorschlageo.
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2.3 Förderung in den neuen Bundes-
ländern

In Deutschland werde, die neueu Bundesländer
mit Ausuahme von Ostberlia arrch wcitcrhin Ziel
l-Gebiet bleiben- Dic IG BAU bcgrüßt dies. An
der Nahtstellc an einam Teil d€r zukünftig€n EU-
MiEliedstaater konnt der erfolgrcicüeir Ent-
wicHrmg in deo aeuar Buodcsländcrn eine we-
sentlichc RollE für den Erfolg der EU-Enrreiter-
ung zu.

2-4 Zuk0nftlge Föilfe€eblete und -ziele

lm Usterschied al den Ziel l-Gebiet€n zieüt die
vorgcschlrgene Neuabgrenzrmg der Ziel 2-Gebic-
te weiteffeichflde lindenrngar nach sich"

Dio IG BAU mtcdstützt ausdrückliclL die curopä-
isohen Fördergebi*e zugutrsten einer kohärqrteo
Regionslpotitik möglichst vollständig in dea Zu-
sctrniu der nanonalen Förderkulisse einzubczie-
hcn. Dabei sollten dic \or Ort" vorhmdeiren Er-
fahnragen und Kenomisse in oino konsensorien-
tierte Ausgestsltr$g dcr Regionatpolitik ei!f,ie-
ßecr- Die Koh&enz ryische,n europäisc.her, oatio-
nalcr rmd regionaler Stukturpolitik muß vertieft
werden.

Das neue ZieL2 unfaßr firkturcll utgscüedli-
che Gebiae (insbesoadcre die bisherig€ß Gebietc
nach Ziel 2, 5b uud 6). Anders als die Ziol
l€obiete sind sie nicht goercll scbwacb at-
wickelt, sondsm stohc,n unter besonderem &rpss-
srngsdnrck ud darrit vor hohem Gestaltungsbo-
dsf im Sruhurwmdel- In Deutschlmd betrifft
d* u.a. die lendlicheo Räumc und die Probleu-
gebi*e in deo S$drei. Dies siud Bereichg deneir
sich die tG BAU in ihrerr regionalpolitiscben
Aktivitäten intc,nsiv widrnet.

Um zu ein€m Ausgleich rcgionaler und natioualer
Interossea zu konrmen, ist die Vogleichbarkeit
und Transparcnz dcr Auswahl- und Fördertriteri-
eu von bosonderer Bedeunmg. Bci den Auswahl-
faktorcn ftir die Beucn Ziol 24ebiete hiilt die IG
BAU urch mit Blick auf die besch,:iftigntrgspoliti-
schffi Ziclsctamgen die vor gigc Oricnticnrng
an Ausmaß der lrbeitslosigkert filr sachgaecht.
Dennoch sind nrs Sicht dcr IG BAU einige Aus-
wahl- und Abgrenzu4slsiteria noch nicht be-
frisdigend besckieben.

So sollten . im Untcrgchicd zum Kommissl-
onsvorrchlag - die lndikatorcn ftlr dlc ltndli-
chen Problerrrgebicte auch negionale Einkom-
menscchwäehen mlt bcrlicksichtigen. Zumln-
tleat f{ir einen Teil der deut*chen ltndlichen

Reglonen wlrd im Unterschied zu industriell
geprägten Räumen der hohe struldurclle AF
passungsbedarf und die ungllnstige Beschllf-
tigungtcituatfon In der Aöcitsloemquote
nicht hinreichend sichtbar.

Als Ziol Z-Gcbiote sollen auch städtische Bal-
lungsräuare gefordert werden, die einem beson-
ders hohe,a srulrturcllen Anpassrmgs- rmd Ver:m-
derungsdruck in ihretr zeaüalörtlich€o Funktioueu
ausgesetzt sind und über unterürchsclmittliche
Ressourcen verfiigen. Ans@unts sollte auch
hier einc regronal- rmd ramordnrmgspolitiscbe
Übertegung bleiben: Die Einbindwrg atlcr curo-
päischen Regionerr in und die Anbindrmg dcr
bcittctenden Regioneo a die wirtschrftliche und
soziale Entwicklung dcr Union crfbrdert sh lei-
stungs- rrad arpassxrgsfähiges Netz vou städti-
scheir Ballungsze,ntes. Die Srukturhilfen solltcn
in dies€Nu Bereich auf eine umfassqrdere, süirker
stsdt€ntwicklungspolitisch geprrigt€ Fördenurg
arrsgcrichta werden.

Die lG BAU fordert mehr Investive snd infra-
strukhlrelle Anreizc ale vorgesehen.

2.5 EntwhklungderHumanressourcen
Die IG BAU begüßt den Vorschlag, den ESF an
einem lnstmnent zrn Umsctzung der europäi-
sche,n Beschäftigrmgssfrtggio zu maphea. Wir
rmtcrstlltzcn auch dcn ge,nerelle,o Ansatz des ESF,
der arf die Ennricklung dcr Hummrcssowcen
gerichtet ist rmd prävcntive Qualifizieruagsnsß-
nahcrsn anr Verüinderuog votr &beitslosigFsit
cinschlie$t

Die lG BAU unterstrelcht naehdrilcldich die
dom E$F uugeordnete besondarc Veranturcr-
tung für dic Entrricklung reglonalcr Beschlf-
tigunppalrte. Dics lst durth alitive arbeits-
marktpolitirche l$aßnahmen lm Rshmsn des
neuon Ziel3 ru eneichen.

Ein wcscntliches Ele,nent der beschliltigmgqpo-
litischco Leitliniea 1998 ist dic Wiedereingliede-
nug bsnachtciligter Cruppeo in deu Arbcits-
markt. Voraucsetzrmg hierfür ist cinc ständige
Anpassung der Quslifikstionea der Arbeimehm€-
rinneo und Arbeihohmer.

Die in den beschüfttgung$politischen Laitlini-
en gefordertc Politik der FörderunE nouor
Formen dcr Arbeitsorganisatlon und der
ständigen Anpasrung der Qualifiketionen der
Arbeltnohmerinn.n und Arüeitnehmer v.r-
aucht dieser Entwicllung Rechnung zu tragcn
und muß slch auch in der Förderpolltlk des
ESF niedemchlagen.
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Die Modemisieirng der allgemeinen Bildrrngs-
qysteüe da Mitgliedstaatetr im neueu Ziet 3 lehnt
die IG BAU sb. Es kann nicbt Au{yabe des ESF
scin, Mängel in dea staatlichen Bildungs- und
Benrfsbildungssystemen der Mitgliedsstaatetr eus.
angleichear. Dazu stebe,s die europäisch€n Bil-
dungs- und Berußbildungsprogamme SOCRA-
TES tmd LEONARDO zur Verfügung" Der ESF
sollte dort eingreifen, wo die Vermittlung bcrufs-
bildeuder Keunnisse ftir dic Widcreingliedenrng
in den Arbeitsmar}r odEr dis Anpassnng der Ar-
beitnchmcrlinn€o an neue Arbeitsanforderungea
erforderlich ist. lnsofern besteht ein Widerspnrch
znrischcn den in dcr ESFYaordnuag euthdtene,n
Intcrvontionsbereichen nach Artikel 2, die die
besch:iftigungspolitischen Leitlinien 1998 af-
nehn€,n und den T$tigkeiten nach Artikel 3.

2,6 Die Ma8nahmen ln den Fürderre-
gionen vertiefien

Dic Kommissiou sieht eigcnstäodige Ziol 3-Pla-
ntogen anr EntwicHrmg der Humenressoureen in
Zuhrnft aru außerhalb dEr Zisl l- und Ziel2- Ge-
biete vor. Sie hat dcutlich gemachg daB dic Lcit-
linien des Ziel 3 auch ia den Fördenegioue,r ver-
bindlicb gelten und da$ dpr ESF dort anr Finan-
zicnmg von MaSnahmen beitegt. Dics ist rmter
dcm arsdräcklichen Bezug auf dic europäsche
Beschäftigungsstategie yon besonderer Bedeu'
fing. Die tC BAU begrüßt diesen Vorschlag.

Es ist besonders darsuf an achteq daIS die inhalt-
lichen Vorgaben das Ziel 3 arsreichenden Nic-
dersctrl4g in den Ziel l- und Ziel 2-Planrrrgeu
findcn. Für die Kontrolle snd die Begleitaus-
schüsse wichtig. Dabci sollte die Arbeitsvers'al-
lung bft€iligt wcrdeo.

Glcicbzeitig rnuß gewährleistct sein, daß mit dem
Ziel 3-Programrn cinhcitliche arbeitsmarktpoliti-
sche Scbwerpunkte für das gesamte Gobiet eines
Mit$icdsstaates verfolgt werdcn können.

lm Unterschleil zum Kommi*ionsvonechlag
lst die lG BAU daher dcr ilcinung, daß es
auch zukünf$g mfrglich sein muß, lm Rrhmen
der gssambtaaüichen Aö€itsmarldpolitlk,
wie sie in Dedgchlgnd von der Bundoganet lt
für Arbcit durchgeführt wird, arsittrliehe
llftßnahmen horlzontal auch in den Förderre-
gionen aus dem ESF zu kofinanaieren.

2.7 Drn bdieblichen Süufrturwandel
stärken

Dic Kommissisn hat das bislrerige Ziel 4
"Anpassrmg der Arbcitachmgr an den indusricl-

len Wardel" als Tcrlbercich in das neue Ziel 3
eingcordnet. Wir plädieren dafür, dsß die innova-
tionspolitischo Rol lc prllvc,lrtiver ArbeituncLtpc-
litik gestärh wird. Die Kornmissioa hat dics auf-
geüomme,r. Es heißt in der Strukturfondwerord-
n,,49, daß druch verbindlicbe Festlegung ir dsr
ESF-Verordnung filr den Politikbereich des altea
Ziel 4 als indikatives Ziel mindestens 15 o/o dcr
ESF-Fondszuweisungea vcrflrgbar gcmacht wer-
den und dnB diesc Vorgoben auch aufder Ebene
der nationalen Umsetzungsprogrsrru$e gelten
sollen. Im ma$geblichen Text der ESF-Venord-
nung finden sich drc angokündigeo Festlegungen
leider nicht wieder. Deshalb kmn die IG BAU
dem Vorschlag der Kommission nicht zustin-
men. Die IG BAU bofürchteq daß die vorgesehe-
ne Intogation des Ziel4 mit einer faktischen Ab
werürng des beteffenden Handluogsfeldes ver-
brurden ist.

Die lG BAU tritt für olne vorbindliche Festle-
gung von Mindeet*ätzen ftlr diesen Alffons-
bereich in der Verordnung oln.

2.8 Ja zur Reduzierung derGemeln.
scheftsinitietiven

Die IG BAU unterstützt die von der Komnission
vorgeschlagene Reduzierung dcr Genreinschaftsi-
nitiariven (INTERREO, LEADER, Bekimpfiürg
von Diskrirninienngeu und Ungleichhciten jcgli-
cher Art beim Zugang am Arbcitsmarkt). Wü
unterstüfzen dcn Vorschlag, die Dnrcüfühnrng dct
Grncinschaffsinitiativen bei jeweils sincryl Sktrk-
turfonds anzusiedeln-

2,E Oie Rolla der $ozialpartner

Die IG BAU begrüBt dic verbindlicfue Einrichtung
von Begleiaussc,hässen unter Bctoiligung der
Sozialpartner- Dies erhöht sslbswastliüdlich die
Anfordcnrng ur dre Kompetenz der Baeiligen.

Dls lG BAU fordert deshalb stärker de in der
Verganganheit ttiittcl der technischen llllfe lür
dio UntesültzunE der Begleitrueechüsse und
dle Quellfiketion und Beratung der Partnor.

Diese Möglichkeit wird in Artikel 22 der Allge-
meinen Verordnung ausdrticklich bcnsnnt.

Die Kommission hat in iluen Vorschläg<m zur
Psrürcrschaft (hier Artikel t der Allgc,meinen
Verordnung) die Sozialpartner aus&tlcklieh als
Por!rct bcnannt. So ist gewührlcistct, daß die
Sozialprtrer auf allen Ebcaen und in alleu Fra-
gen beteiligt werden und andererseits eine pro-
blem-, fsü- und rogionalbezogene Enrlerte,nrng
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det Psrürcrscha8 uar ansätzliche Panaer erfolgen
kann.

2.10 Zut Rolle derlG BAU

Die lG BAU weist dsref hi& da$ sie viclftltige
Erfahnrngen Eit der Entwicklung ländlicher Räu-
me besitä und dime zu einem großen Teil im
Rabmeo nuopäischer Programme (LEADER,
ADAPT) als Mittrliger la lusemmenarbcit mit
den eruopäischen Instauca furcüfthrrt. Ebsnso
verweis€rl wir suf unsoro Mitglicdschaft in der
"Europäischor F(tdoration der Agrargewerk-
schaten" (EFA) rmd die danit vedrnderc koor-
dinierende Tätigkeit der Agrargowcrtsohafteo, die
fir den Transpofi von curopäischen Zielsetzungen
in rogionale Modolle von besonderer Bedeuhmg
ist.

2,17 Dle Bundesrcgiorung mu8 pwltlye
Belträge zur konzeptionellen Errt.
wfcklung der Strultuilonds elnbrln.
9en

Die wcitgehaden Ziele dtr europäischeir Struk-
tu, und Beschäftigungqpolitik werde,lr unauei-

Dio IG BAU sieht die Osterweit€rung dcr EU als
Chanpe dauerüaft Fneden, Drmokatie uud poli-
tische und soeiale StabilitAt in Eruopa an sichern.
Vorarsseeung ist jedoch, deß sic nicht zu einer
(weiteren) sozialcn Destabilisienrng der I-ebms-
und Bcschäftigungwerhältisse in de,n Mitgliod-
staatcn Iühn.

3.{ FrclzllglgkeitundWanderarbelt
Eine zenralc Frage sind die Rahmeobedingrrngco"
unter dstren Wanderarbeiterinnen und -srbcit€r im
erweitsten Eruopa tatig sein werden. Die Situa-
tioue,n, die h€ute arf deuts€hcn Baustelleo. und in
der lsrdwirtschailichen Saisonarbeit vorhcn-
scherl zrign den hohen 6rad an Regolungsnot-
weudigkeiten anrf-

Es ist im Rahmcn der Aufrahme der ostzuropäi-
schea Befuinskaodidaten sichcranstcllco, daß

r die nationalen Mäkte sich schrittweise arf die
Inatpnrchahme der Dienstloistrmgsfreiheit
dsrcb die Untsne,hmen aus den Beititts*aa-
ten einstelleo könna,

r EU-weit mögtichst hohe soziale Mindeststsr-
dards einschließlich eines hohqn Niveaus ge-

cheud in Dzutschland aufgegnffcn. So vcrcngcn
sich wescntlishe deutsehc Beifiäge auf die Fi-
nanzfrage (Nettozahler-Dskussion) und die Bs'
wahmg vos Besicständen (Rnekflu8quotc). Die
Verantwortung hierfür liegt bei der Bundesegie-
rung, die sich eine,n tagllihigeo strulctupoliti-
scheur Konzcpt vcrn'cigert. Damit diskroditie,rt
dio Bwdesregienmg die bewährten Insüumente
der deutscheNr Regioaal- und Arbgitsmdßtpolitik.
Das Vsrüalten der BundesregiEmng lülnt die
Dsbatte und verspielt den politischen l&€dit, dcr
ftr die Alczeptmz dzutschcr Vonchläge in der
Gemeinscbaft dringad erfordcdich ist - sp:ites-
tar mit Begins der deutsch€a hasidentscbaft.

Die lG BAU fordert yon dor Bundeeregierung
auf eler Grundlege der Erfahrungen der reglo-
nalen Strukturentwlclrlungen lronglruldive
Edbäge zur &rkunft der Strulrturpolitlk In
Deutschland und der EU und cine gnrndsätz-
liche Untsrstüeung der Vorrchltge der
Kommlggion Yom tt. täa 1098.

Osterweiterung der EU

setzlicher und triflicher fubeitsbedingunge,n
gewähdcistet werden,

e bei Eutscndungsn und grenziiberschreitendeu
Wandaarbeite,lr die Standuds des Produlcti-
ons' bzw. Eeschäftigrmgsortes gclton,

r auf dicsc Weise cin Beirag au Siche,lung der
Tarifastotronie sowie der Wettbew€rbsfthig-
keit heimischer Betriebc gclcistet wirid,

o hcimische Arbeitsverhrilbisse so wcit wie
möglich shrlteu werdea.

3,2 Werkvertragsrbkommen
(Kontlngenb| und landwirtschaüh
che Saisonaöeit

Seit Begins dcr aeunzigcr Jahre hat die Bundes-
republik Deutschlmd vast?irkt mit MOE-Staatsn
sogcnannte Werkvernagsabkommca abgeschlos-
setr- Damit könneu Unteraehrncn aug diesen
Shatco in Dernscüland tätig wcrdco. Die Anzahl
dor pro Jahr aus deo jewciligen Staateo eutsand-
tcn Arüeimehnrer ist debei limitiert
(l(ontingeute). In den Abkommeu der EG arrs
dem Johrc 1992 mit den Beitrittskandidatcn sind
diese bilaneralen Werlarcrragsabkommen
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Deütschlsods als Vorbild fir die snd€ron Mit-
gliedstaate,lr der EU gewürdigt wordeo.

Die sogenrnnteo Wsrlvcrtragsabkornrtten könn-
ten nach einet Modifikdion ihrer Auslcgung Mo-
dcIchrakter arch für die Gestalhurg dcr Dienst-
lcistungsfieiheit der Beifrittskandidaten in der
Übergangsphase bis anr Erlangung der Volbcdt-
ghedschaft ahslted.

In dcr Landwirtechaft versuchtc drc Bundesregie.
ruüg in den letzten Jahren vcrgeblich, den Anstiag
der aus den MOE-StaaFtr komme,nden Sarsonar-
beitsr zu begrcnzen. Die stetig zlnehmende An-
zahl von landwirtschaflliohEn Saisonabsitern arn
den MOEL hat in Deutschland die Anzalrl dcr fest
in der Lmdwirmchaft beschäftigtcn Arbeitnehme-
rinncn rmd Arbeimehmcr bci weitcro übcrstiegeo.
Es findet ebeoso oin Verdrängugswettbcurcö
zulsst€a heimischer Aöeiaehmerinnefl und Ar-
beibehmer (dies sind EU-Bürgu) als auch eiu
Ausweiteo dsr Änb$fläcben zulastea der allge
meinan sozialcn Standards in der Landwinschaft
saft. Von diesen Abbru dcr Soeialsandards sind
neben heimischen Arbeimehmerinnen r.rnd Ar-
beiüre,hmern mittlerweile euch Saisoaabeit€,r aus
den MOEL betoffen.

Die lG BAU achltgt folgendee Vorgehen zur
schrlttryeieen Anwendung der vollen DiengF
leichrngsfieihelt ftir Untemehmen aug dcn
Eeiüittsstssten Yor:

I. Gegenw&tlge Pftase. Baawhtschaft

o Modifikation der Auslegung der sog.
Werkverüagssbkon$t€s dshingeürcn4 daß
den cntsandten &beimehmcm dar Bruno-
biflohn (und nicht dcr recbnerische Nst-
totariflohn) an gewAbren isg

r Einhaltrrug alter Bcstiarmungen der Richt-
linie 96/71/EG (EG-Entsendcrichtlinic) in
der Umsetanng druch dss deutschc Arbeit-
nehmcr-Entsendeg,esefz, d.h. z.B. Zahlung
von Mindedohn und Einbaiehung du
Bauberiebe aus den MOE Staocn in das
Urlaubskassenverfahren der deutscbeu
Bauwirtschaft ebenso wie derzeit der Ent-
sendebetiebc srs dem Europiischcn Wirt-
scbaftsraum.

I. Gegawüttige Phase - Laadwin*rteft

o Limiticrung der Anzahl der aus dea MOEL
kommenden SaisonrbeitEr ailf eine jäihr-
lich festalsetzende Anzahl.

r Begreuzrmgen dcr Saisomrbeit auf maci-
mal sochs Monate pro Jahr im sinzclnen
Betrieb,

r Durchsctrung eines verfirhreos unter Ern-
beziehung der Arbeitsvenilaltungsq ruu
heimische tubeitnelurerinncrr rmd Arbeit-
nehmer in d€r Vcrmittluug zu bevorangen.
Dabsi ist ein Anteil von mindeste,qs 70 oÄ

hcimisoher Arbeitslcrtifte sr der Gesasrt-
zahl d61 cingcsctzte,n Saisonarbeiter anzu-
sreben,

e Vermitthmgen voq Saisondeitern aus den
MOE-Staata'n sollen auf der Gnurdlagc der
vor Ort gelteirde,u tariflichcn und gesetzli-
che,o Bestimmrurgcn erfolgeq

r Vollständige lntegration der Sqßoncbüite,r
ars dm MOEL in die vor Ort gelte,aden
Sozialrrcrsichcnmgs- und Re,uteusysteme.

2. Üb*gangghase (ea. l0 fuhre)
- Bauwirtschafi

r Vollc Anwendung des Arüeiüohnrer-Ent-
seodegeseües in ssincr dann als deutsche
Umsctzung dcr EG-Entsenderichtlinic vor-
liegenden fassung

r Anwcodung der VO (EG) 140Enl nnd dcr
VO (EG) 574172 hinsicbtlich sozialversi-
ohcrungsrechdicher Frage4

r Wegfall der sog. Werlsverragsabkommm
mit detil, Beitrittsstsaten, ab€r

r Beibehaltung der Limitiaung der Zahl dsr
Entseodungeo druch lJberaahme der Kou-
nngentegelu4gen in dio Beiuittsvernage
der EU mit dcn Beifittsstaateu;

e Strkzcssive Erüohmg dcr Kontinge, te bis
zum Esde der Übagaugszeit. Für die
IJbergmgsphase wiirde damit die Dienst-
lcistrurgsfreiheiq nicht abcr die Verdienst-
arssicht dcr entsandten Arbeih€hmü, cin-
geschränkt werden.

?. Ün*gangsphase (at I0 fahre)
-Iandwi*chafi

r Anweirdung dcr VO (EG) 1408/71 rrnd der
VO (EG) 574n2 hinsichtlich sozialversi-
c,berun gsrechtlicher Frag€n,

r Sukzessive Erhöhung der Lirnitierugen bis
zrrm Eude dcr Übergangszeit- Ftlr die
Lfbergangsphase würde dsnit dic Dienst-
leistungafreiheit, aicht abcr die Verdienst-
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aussicht der entsandtcrr Arbeiaeümcr, ein-
geschränkt werden

i, Pha.se dt Vollmilgßedschatt

r Wegfall der Kontiageut- bav. Limitie-
rungsregelrmgen.

Dic Konhollmechanisnen bei Entsendrmgcn
hinsichtlicü. der p.i"haltmg der Mindeststandards,
insbesondesc der Zahlung von Mindostlöhuen und
Sozialvcrsichaungsbeiulgcrl aber aucü von
Steucrn, sowie dio Sanktione,n gegurüber deo
Arbeitgcbcm bsi Veßtö0e,n müssen der besonde-
reo Situ*ion bei Entsenduogcn mgepa8t sowic
geßereü ia ilrcr Wirkung erbeblich verbess,€rt
werdcn.

Notwendige Voraussotzung hierfür ist noben der
Einbeziehug der lVerkvertregskonüngenrc in das
Urlaubskasscnverfahren die Einfritnng einer
GcnEralunternehmcrtaftrng, insbesondcre beim
Eissatz von arsländischen Suburücrnehmen, und
die Bildutg einer bundeswcit arsündige,n" ein-
beitlicbe,n Stelle ftr drc Bekttmpfung illegalcr
Bcschäftigung in Anlohnrug an rlos frurzösische
Modell dcr "lnspection ör Travail' (Arbeitsin-
qpelction). Dies gilt cntsprech€sd auctr filr die
Landwirtschaft.

Otutc wirksme Koatrollon uad Sanktionen häSe
eioe EU-Erwciteiung zwangslauffg massive wirt-
schaftliche rmd soziale Destsbilisioru[g€E in deo
bctroffenen Branchen und darübcr hinaus zur
Folge.

Die Arbeitnehmerfreizüglgkeit solle nach dem
Mustet des EU-Beititts von Portugal und Spani-
a gcregelt werden.

Ftir die Arbeitnebm€r/inreu aus dc,lr MOEL muß
uater Einbeziehrmg der Gewaksc,hsft€n - eb€nso
wie für Arbeitrchmer/innen sus d€o bisherige,n
EU-Staaten - ein Netz von furlaufstellen anr sozi-
al-, übcits. uud seuerrechtliche,u Bersrung ge-
schaffe,n werdcn.

3,3 Strukturhilfenfürdie Erwetterung
Die IG BAU rmterstätzt dic Kommission in ihrcr
Erkenntnis, daß Staater\ mit denen Beiuittsvcr-
handluuge,u rufgenommcrn wrudeo, Untcrsttitaurg
aus dcr Strulsturhilfe crhalten müssc,o-

Deshalb fordem wir elne ausreichende Aus.
etettung der Fonds.

Die IG BAU ist sich der gnrndsätdicheo finsr-
ziellqr Ausstattutg der tnstnrmente bcryußt usd
fragt deshalb" ob dic geplanen Mitrcleinsellun-

gen (3t Md. ECU aus den Mitteln der Srulrtur-
fordennrg Rir 2000 - 2006 zzgl.7 ltdrd. ECU als
Heranführungüilfe) ausreich€od sin( um die
srukturellen Problenstelhrngcn dcr zokünftigen
Mitgliedstaat€,E zu mindsn.

Die IG BAU fisgt, welche Mittel fiü die notwea-
dige,r Anpas$urgco im Rabnea dcr Agrarstnrk-
nr- urd furarsozialpolitik im Zeitaum 2000 -
2006 auftebracht und für welche Projekte diese
zur Verfügung gestellt werde,n sollcn.

3,4 Landwirtscheft

Nach Meimng der Kommission we,rden sich
awaige Produhionsüberschusse in dsn Beitritts-
Itindern währe,nd des Bezugszeitams der
"Ag@da 2000" kaum auf die t/berschrrßsituation
der EU auswirtcrr.

Der Elngchützung sfimmtdle lG BAU zu.

Wir meincn, da0 die Übe,rgangszeiten eher dazu
diencn sollteo, diese Ltndcr vor der Konkurrcnz
durch Betiebe der jeteiga Mitgliedstaatcn zu
schützen und ihnen die Umsuulnuienrng lhrer
Landwirtschaft zu ermöglic;hen als umgekehrt.

Declratb fordem wir Obergangazenen auf
Grunctlage der sozialen und ökonomischen
Enhricklungen In jedem eiuelnen Bcitritts-
land.

3.d.t Heranf{lhrungsstrategle

Die MOEL benötigon auseicheude Struktur-
fondsnittel, um ilretr Produlriousappsrtt r{nzu-
sunknnicrco und ibre Verarboituogsberiebe und
Vcrmarknmgsnetze at modernisieren. Die Enrcu-
cruag des PIIARE-Proglamnsi die Bercitstellung
spezieller "Hyranfihnmgs"-Hilfcn für landwirt-
schaftlicbe Arüeitnehmcrinnen und Arbeiurchmer
und ihre Organisationen und dic lqpigjsllrrng
einer allgemeinen "Hcranfilhnngs"-Hilfe aus dcn
Mitteln der Stnilcnrfonds ab deq Jahr 2000 sind
geeignae Maßnahen anr vofte,rcitung der
MOEL auf den Eu-BeiüitL

3.4.2 AusdehnungdecBinnenmerhtor

Die Kormnissiou orieuticrt auf die sofortige Aus.
dchnung des Binnqmarktes auf die MOEL. Dies
scut dcn Abbau dcs Gefilles zwischcn dcl| Prei-
scn der MOEL ud dczre.n der jetzigcn Mitglied-
sta&tg! voraus.

Die lG BAU fttdsrt von der Kommicsion eine
Prtriricrung der ilodalitäten f0r dle üOer.
gangszelt mlschen Bcitritt und voller {lber-
nahme dec garneinschaftlichen Besitzstan-
d.s.
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3.5 Umweltschuts
Es besteht ein drmr*ischer Bedarf zur Errei-
chrug cines eirheitlidrea umweltrechtlichen Bc-
sitzsandes in allen potentiellen Beintsländern-
Die IG BAU schlie$t sich dcr Erkenntnis der
Korrmission a, daß dec Abshd zrvischen den
jcwcils uatioualeü Vorschrifte,n und den EU-
Bestimmungen vcrringert werden muß tnd lnve-
stitionsn ar Ve,rbesserung in dcn Baeichen Lufi,
Wasser, Abfall und Risikommagcment bci Indu-
striaiitigkeiten ausrsich€od anuöglicht werde,u
müss€n. Dicsc Investitionen sind aus deu Liindern
heraus - bsi Anerkennusg dor rmterschiedlichc,lt
Problemlageu - durchgfugig nrs cigcncnr Res-
sourcca nicht lsistüar.

Dle lG BAU fordert die Einriclrtung oin* irsti-
tulioncllen Koneultationsrahmcns unter Ein-
bezichung der Sozlalp.ttrer, um nebcn den
staaülchan auch private Initiativen anr Fls-
nung dieser Invegtltionen ar förlcm.

Die IG BAU ucterstlltzt die Gewertschaftca in
da Befuitrhinderq die sich für rlie Außtellung
von verbindlichcn nationaleu Pl&en zur Herbei-
führung der Konformität mit den EU-vorschrif-
tcn über Emissioncn und Immissionen cirtseEc'tr
Diese Aktivitfteo sind anr Sichcruog von Um-
welt- und Sozialstandsrds von gro$er Bedcuümg.

Dic Oberlegungen der Komrnlsslon, teßnah-
men zur Bekärpfung dor Umweltverschmut-
zung allein auf Neuanlagen zu begr€n*o,
lehnt die lG BAU ab.

3.6 Rolle der lG BAU

Mit den Gewerkschaften aus den der Beiüitts-
staaten werdcn enge Arbeitsbeziohrmgcn aufge-
baut, um ge,Eeinsam Einflu0 auf die Ausgcstal-
tung des Beititts zu nebmeNl In einigcn Beifin+
leinde.ra werdcn die Sozialparter in die V€rhand-
hurgcn oinbezogen. Dabci fiihle,n sie sich hitufig
nur fonnal gehört. Wir werden ihoen durch eoge
Zusanmensbat Hilfestellungen geben. Dabei
ktinncn wir m bereits otisücrcnde Kooperationcn
(2.8. Eruoberiebsrätg Interregio-Zusflnmcür-
beit) anlnüpfen uod asiitdicü regio'nale Koope-
rationen in grwaahm Bercichcn durch Bezirks-
verbände vor Ort lördern.

Für dic Zukiüft streben wir im Rahmeu des So-
zialen Dialog5 Gespräche zvischen Arbcitgcbcra
und Gewakschafun aus Deußchlmd uud den
jeruveiligcn Entsc,ndelandera binsichtlich der Ar-
bcrtsbedingung€n ftr dis entssndteu Arbeifteh-
lna aD-

Die IG BAU bqnüht sich, Vsbirndete in dcr
Dcbatte "m die obcn aufgeführten Positioncn zu
findcn" Dicse sind in Deutschlmd insbcsondere
der DGB sowie af europäischr Ebene der Eu-
topäische Gewcrkschaftsbsod (EGBI die Euro-
päsche Födcratio'n dcr Bau- urd Holzcbeiter
(EFBH) und die Föderdion der Agrargewcrk-
schaften (EFA) sowic auf Weltebeoe der Lttcrna-
tiouale Bund dcr Bau- und Holzarboitcr (ßBH)
und dic Uuion der Lmdarbeito (IW) sowie dic
in den jewciligecr Blinden zusflnmengcschlosse-
nen Einzelgowc*schafteu.

4 Finanzrahmen

Die lG BAU beryeifslt den von der Kommic.
sion entridckeltcn Haushaltsrrhrnen.

In bczug auf dic Süukturfonds sind dic Mittel
unzrueichend mgesichts des Bedarfs der Bci-
tittsltnds ftr die Modernisienrng ihrer Volks.
wirtschaftcd, insbesondere im Bal-, Agfgr- und
Umweltsektor.

So crreich€B allein die von der Koornissiou ge-
schärzteo lnvgstitionskosten ftr die umweltrccht-
liche Algloichuug eine Höhs von etrya 120 Mrd.
ECU.

Es iet daher nlcht ar rkzeptior€n, daß die
Kommission kelnc Unüersuchungcn über dle
Auswir*ungen auf diG Entflicklung rler Ein.
kommen und dle wqiterc strulcturella Ent-

wlcklung der Landwlrtschdt sowie tllo zu
erwartenden Auawirkungen ftlr die Verbrau-
cher vorgCegil hat, wle sie dies fllr dle Ent-
wicklung der tltrtte getan hat.

Un eincn Bciuag zur Berechnuag dieser Frage-
stcllrr4gen an leistcn, lä8t die IG BAU z.Zt. dte
Auswittunge,n des Bcitits Pole,us auf die deut-
sche Agrsrs/irbchaft untersuchen-

Sdrlisßlich bezn'eifcln wir, daß die Kogmission
auch die Auswirkrurgen des Übergmgs zur dritteu
Surfe der WWU und zur einlreitlichen Wäürung
hinreicherd bcrücksichtigt hal

Wir möchten wissen, imryleweit die Finanzvor-
.usschäilrungen in Frege g€stollt Mirden,
wenn das Wrch:tum keine 2.5 % ernicht?
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Die ebe.nfatls am 18. Mär? 199E von der Kom-
mission vorgcschlagenot Herufühnngsinstru-
meote (Smktqpolitisches Insuument arr Vorbe-
reitung auf den Beitritt - SI\IB und die MaßB8h-

Dic IC BAU untersniet die Kommission in ihrern
Be,nirhe,n, die Institutionc,n der EU zu refonnie-
re,n, um die arkttnftigen Aufgabm elfiziartsr und
praximahor zu lösen.

Dle lG SU sieht allerdlngs in den Vorschlä-
gen der Kommisgion wenig Ansätze zur sttr-
kgren llomokntisierung und Einbindung der
gesellschaftllchen Gruppen in die Stnrkturen
der Instihrtionen, die eine notwendige Vor-
aussetsung flir dis Rcfono der Inttltutionen
bllden.

Insberonderc iordert die lG EAU:

r eine Stifkung der Rolle und Gestaltungsmög-
lichkcit des Eruopliischen Parlamcnts,

Fnnkfurr(Main), den 13. August 199t

mcrr fiir Lanürirtschaft rmd Enwicklung des
lhdlichen Rsumes ar Vorbcrcrtrmg des Beitritts)
werden von der tC BAU als uicht nrsreichendc
Sclnitte in die richtige Richtung bewertet.

Reform der lnstitutionen

eine institutionelle B*eiligrng dor Sozidpart-
ner in allen sie berc{fcnden Frage'n rmd eine
dsmit verbundene Finanzierung der Aöeiten,

erne Stiirhrug der Mitwirhmgsröglicbkeiten
der Sozialpartner af gleichberechtigter Ebeng
wic dies bcispielhaft im'Wirtschafts- und So-
aalausschufl" (WSA) der EU geregelt ist,

die Einbcziehuag da gesellscbaftlichcn Gnrp
pen in die Reform der beratcnd€n Aussüüsse,

diE Einfilhrung sioer Rechenschaftspflicht der
Kommissiou rmd ihrer Dieir*stellen gr4eu-
über dem Europäischcn Parlarrmt.


